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Recht erkannt;

Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 4° De—_
zemb er 1957 wird zurückgewiesen:

Kosten sind nicht zu erstatteno

.
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G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten über die Gewährung weiterer Steige—

rungsbeträge zum Ruhegeld des verstorbenen Ehemanns der Klä—
gerin nach dem "Gesetz über die Behandlung der Verfolgten des
Nationalsozialismus in der Sozislversicherung" vom 220 August

1949 (VerfolgtenG)c

Der Ehemann der Klägerin wurde im März 1883 geboren und ist im

März 1957 gestorben° Während seines Berufslebens war er als

kaufmännischer Angestellter in der Tschechoslowakei, zuletzt

als Direktor der Schicht-AGO in Aussig tätig und bei der All—

gemeinen Pensionssnetalt in Prag versicherto Nach dem Einmarsch

der deutschen Truppen im Oktober 1938 mußte er wegen
seiner

politischen Haltung sein Arbeitsverhältnis aufgeben; Versiche—

rungsbeiträge wurden für ihn bis einschließlich Mai 1940 ent—

richteto Anschliessend erhielt er von der Allgemeinen Pensions—

anstslt eine Rente wegen Berufsunfähigkeito Nach dem Kriege zog

er in die Bundesrepublik nach Hesseno Er besaß die deutsche

Staatsangehörigkeit und war sowohl als Flüchtling als auch als

Verfolgter im Sinne des 5 1 VerfolgtenG anerkannt (Bescheid

des Regierungspräsidenten in Darmstadt vom 10M„1953)° Vom

10 Juli 1950 an9 dem Monat nach dem Zuzug in die Bundesrepublik;

bis zu seinem Tode bezog
er ein Ruhegeld aus der Rentenversi—

cherung der Angestellten, das zunächst von der_Lsndesversiche—

rungsanstalt (LVÄO) Hessen festgesetzt und später von der Be-

klagten übernommen wurden Bei der Berechnung des Ruhegeldes wur—

den für die Zeit von Juni 1940 bis Mai 1945 Steigerungsbeträge

auf Grund des @ 4 Abs„l VerfolétenG gewährt (Bescheid der LVA°

Hessen vom 170691955)o Der Ehemann der Klägerin erstrebte je—

doch darüber hinaus die Anrechnung
von 3teigeruhgsbeträgen nach

dem VerfolgtenG auch für die Zeit nach dem Zusammenbruch des

Reichs bis zur Vollendung seines 650 Lebensjahre, das heißt für

die Zeit von Juni 1945 bis März 1948? Er machte geltend, daß er

ohne die erzwungsne Lösung seines Arbeitsverhältnisses bis zur
Erreichung des 65„ Lebensjahres im Dienst geblieben wäre und
Beiträge zur Rentenversicherung entrichtet hätte„ Die Beklagte

ist dagegen der Ansicht, daß das VerfolgtenG nicht gestatte;

- 3 „

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..‘5 M

‘Zeiten der Arbeitslosigkeitp die nach dem So Mai 1945 liegen‚

rentensteigernd anzureehnen; im übrigen sei der Versicherte

Während dieser Zeit auch nicht arbeitslos gewesen, weil er Ren—

te bezogen und sich nicht um Arbeit bemüht habe„ Die Klägerin

setzt das Verfahren‚ das noch von dem Versicherten eingeleitet

werden ist? fort„

Das Sozialgericht Speyer wies die Klage ab (Urteil vom llolool956);

das Landessozialgerieht (LSGe) Rheinland—Pfalz bestätigte diese
Entscheidung; es ließ die Revision zu (Urteil vom 4„1201957)0

Die Klägerin legte gegendsS ihr am 9„ Januar 1958 zugestellte

Urteil des LSGä am lg Februar 1958 Revision ein und begründete

sie am 260 Februar 1958„ Sie beantragte, die Urteile der Vorin—

stanzen aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, auch für die
Zeit

von Juni 1945 bis März 1948 Steigerungsbeträgé enzurechneno

Die Beklagte beantragte, die Revision zurückzuweiseno

Die Revision ist zulässig? aber unbegründet°

Der Versicherte hatte als heimatvertriebener Deutscher aus sei—

nen Beiträgen‚ die er zur
tschechoslbwakischen Pensionsversiche—

rung geleistet het‚ auf Grund des "Fremdrenten— und Auslands—

rentengesetzes" vom 70 August 1953 (FredeG) einen Anspruch auf
Ruhegeld gegen.die Beklagte und im Rahmen dieses Gesetzes als

anerkannter verfolgter des Nationelsozialismus auch einen An—

‘spruch auf die Vergünstigungen des VerfolgtenG (55 1, 2‚ 17

Absc 6 FredeG)o Die Klägerin darf das Verfahren fortsetzen

(@65Ave>c
Nach 5 4 Abs„l in Verbindung mit @ 3 Absnl VerfolgtenG werden

Verfolgten des Netionalsozielismus in den Rentenversieherungen

für die Zeiten der durch die erzwungene Aufgabe des Arbeitsver—

hältnisses hervorgerufenen Arbeitslosigkeit Steigerungsbeträge

gewährt9 wenn die Versicherung vorher bestanden hat° Das LSG„

hat nicht geprüft, ob der Versicherte in der streitigen Zeit
überhaupt arbeitslos ware Eine Arbeitslosigkeit im Sinne des

© 3 Abs„]_ VorfolgtenG setzt uoao die Arbeitsfähigkeit des Ver--

sicherten voraus (vgjl_o BSG° Urteil vom 26„601959 — 1 RA 118/57)0

Ob diese bei dem Ehemann der Klägerin in jener Zeit vorleg9 ist

deshalb zweifelhaft, weil dieser bereits seit 1940 Rente wegen
Berufsunfähigkeit bezog und sich Arbeitsfähigkeit und Berufsun—

„4.-JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4‚_

fähigkeit gegenseitig ausschließen können@ Die lJriii‘ung braucht

jedoch nicht nachgeholt zu werden? weil auch aus anderen Erwä—

gungen heraus kein Anspruch auf die Steigerungsbeträge bestehto

Nach den genannten Vorschriften dürfen einem Verfolgten Zeiten

einer Arbeitslosigkeit nur dann rentensteigernd angerechnet wer—
den9 wenn sie auf der erzwungsnen Aufgabe des Arbeitsverhältnis—

ses beruheno Es muß also zwischen der Verfolgungsmaßnahme und

der Arbeitslosigkeit ein ursächlicher Zusammenhang bestehen“ In

den Rentenversicherungen ist der ursächliche Zusammenhang zwischen

einem bestimmten Ereignis und einer Folge nur ausnahmsweise zu

berücksichtigen (vgl° ch„ @1265 a RVO a„F„‚ @ 28 AVG n„Fo)‚
in der Regel kommt es in diesen Versicherungszweigen nicht auf

die Art der Verursachung ano Ist aber — wie im vorliegenden

Rechtsstreit — der ursüchliche Zusammenhang einmal zu prüfen?

so sind dabei? wie das Bundessozialgericht (BSGO) bereits klar—
gestellt hat9 die Grundsätze zu verwerten, die dazu im übrigen

Sozialrechtg zoBc in der Unfallversicherung und der Kriegsopfer—

versorgung$ entwickelt werden sind (BSGO‚ Sozialrecht, @ l263a

RVO a„F° Blo A a 5 Nr„ 5)„ Nach diesen ist der ursächliche'Zu—

sammenhang dann gegeben‚xvenn das vom Gesetz bestimmte Ereignis

die w e s e n t l i c h mitwirkende Ursache für die tatbestands»

mäßige Folge darstellto Es genügt also nicht‚ daß das in Be—

tracht kommende Ereignis nur irgendwie den Erfolg ausgelöst hate

Es kommt auf die desentlichkeit der Mitverursachung durch ei—

nen bestimmten Umstand an; eine nur lose Verbindung des Erfol-

ges mit diesem reicht nicht aus (vgl° Brackmann, Handbuch der

Sozialversicherung9 50 Aufl„, 30 680 b)o

Der ursäohliche Zusammenhang zwischen der Arbeitslosigkeit und

der erzwungenen Aufgabe des Arbeitsverhältnisses muß während
der gesamten Zeit‚ für die zusätzliche Steigerungsbeträge nach

dem VerfolgtenG beansprucht werden‚ bestanden haben9 nicht nur

zu Beginn der Arbeitslosigkeitc Vor der Gewährung eines Steiu

gerungsbetrags muß für jeden Monat der Arbeitslosigkeit geprüft

werden9 ob sie noch auf der politisch bedingten Entlassung beruhw

te„ Einen Endtermin‚ bis zu dem hin Zeiten der Arbeitslosigkeit

als Verfolgungszeiten berücksichtigt werden dürfen‚ nennt das

VerfolgtenG nicht° Für die politischen Emigranten hat der Ge»
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setzgeber später einen Tag (310 Dezember 1949) bestimmt, von des-

sen Ablauf an die Zeiten eines weiteren Auslandsaufenthalts nicht

mehr als Ersatzzeiten nach dem VerfolgtenG enzurechnen sind (vglo

@17 Abs„ 5 FredeG9 % 28 Abs„l Nro 4 AVG noFo)° Dieser Stich—
tag bezieht sich nach dem Wortlaut der erwähnten Vorschriften

eindeutig auf den durch nationalsozialistische Maßnahmen her—
vbeigeführten Aufenthalt im Ausland und nicht‚ wie die Klägerin

annimmt‚ auch auf Zeiten der erzWungenen Arbeitslosigkeit (vgl°

Kommentar des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger zum

74.0und 5c Buch der EVO,6° Aufi„ @1251 Anm619)mDiese enden
einmal mit dem Jegfall der Arbeitslosigkeit als solcher und zum

anderen — beim Weiterbestehen der Arbeitslosigkeit — auch mit

dem Verlust des Zusammenhangs zwischen der Arbeitslosigkeit und

der Verfolgungsmaßnahme„ Die Arbeitslosigkeit beruht im letzteren
Fall nicht mehr auf der erzwungenen Aufgabe des Arbeitsverhält—

nisseso Die Lösung der Arbeitslosigkeit von ihrer ursprünglichen

Ursache vollzog sich bei Verfolgten in der Regel mit dem Zusam-

menbruch der nationalsozialistischen Herrschaft° Nach dieser

Zeit war eine frühere Entlassung aus politischen Gründen nicht

mehr bestimmend für eine etwa fortbestehende Arbeitslosigkeito

Die Arbeitslosigkeit eines Verfolgten hatte nunmehr nicht länger

ihre w e s e n t l i c h e Ursache in den früheren Gründen; sie

beruhte9 wenn sie überhaupt noch verlag9 wenn also Arbeitswille

und Arbeitsfähigkeit tatsächlich vorhandenwaren9 auf anderen —
vielleicht wirtschaftlichen — Gründen oder auf den besonderen

Verhältnissen der Nachkriegszeit? von denen Verfolgte und Nicht—

verfolgte in gleicher Weise betroffen wurden; Die Verfolgten

wurden bevorzugt eingestellt und in Arbeitsverhältniese vermit—

telt; eine Berücksichtigung der früheren Entlassung zu Ungun—

sten des Stellenbewerbers war schlechthin undcnkbaro Etwaige
Benachteiligungen von Deutschen im Ausland richteten sich gegen

alle dort wohnenden deutschen Staatsangehörigen; sie waren all—

gemeine Auswirkungen des verlorenen zweiten ”eltkriegeso Die
Tatsache9 daß die Arbeitslosigkeit einmal durch eine Verfol—
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gungemaßnah■s ausgelöst worden war? wirkte neben den neuen Ursachen

nur noch u n w e s e n t l i c h weiter und reicht nicht aus9 um

im Sinn des Sozialrechts einen ursächlichen Zusammenhang zwischen

beiden für die Zeit nach Mai 1945 zu bejaheno Die Beklagte und die

Vorinstanzen haben es deshalb mit Recht abgelehnt‚ Steigerungsbeträ»

ge nach 5 4 Absol VerfolgtenG für die später liegenden Zeiten an—
zurechnen (im Ergebnis ebenso; Pauli,DAngVersol956 So 194)o

Dieses Ergebnis widerspri0ht nicht — wie die Revision annimmt — den

Grundsätzen des allgemeinen Entschädigungsrechtso Die Prinzipien

dieses Rechtsgebiete müssen auch nach der Ansicht des erkennenden
}Senats bei der Anwendung des verfolgtenG berücksichtigt werden (vglo

BSGeUrteil vom 2666„1959 - 1 RA 118/57)c Im Entschädigungsrecht wird
gleichfalls fortlaufend ein ursächlicher Zusammenhang zwischen der

Verfolgungsmaßnahme und dem Verfolgungsschaden verlangt (Blessinw

Jildeng Bundesentschädigungsgesetz @ l Anm„3)o Bei Schäden aus ei—

ner Berufsverdrängung wird dieser Zusammenhang verneint9 wenn trotz

des Wegfalls der ursprünglichen Behinderung keine Tätigkeit aufge—
nommen wird (Oberlandesgericht Hamburg9 Rechtsprechung zum Jieder—

gutmachungsrecht 1956 30 26l)„

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 195 SGG„
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